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Vorblatt 


Auß en Wirtschaf ts-N achlauf Verordnungen 
(Aufhebungsrecht des Bundestages innerhalb 
von vier Monaten nach Verkündung) 

(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Bei den Rechtsgrundlagen für die Ein- und Ausfuhr einer Reihe 
von Erzeugnissen der Agrar- und gewerblichen Wirtschaft 
haben sich Änderungen ergeben. 


B. Lösung 

Die Einfuhr- und die Ausfuhrlisten sollen deshalb auf den 
neuesten Stand gebracht werden. 
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Drucksache VI/tl61 
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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung erlassene 
Neununddreißigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftgesetz — 

— Drucksache Vl/946 — 

Vierzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhr liste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

— Drucksache Vl/1112 — 


Bericht des Abgeordneten Wüster 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Herrn Präsidenten des Deutschen 
Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft zur 
Beratung überwiesen. Es handelt sich um sog. Nach- 
laufverordnungen, bei denen der Deutsche Bundes- 
tag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
ein Aufhebungsrecht in einer Frist von vier Monaten 
nach Verkündung der Verordnungen hat. 

Bei einer Reihe von Erzeugnissen der Agrar- und 
der gewerblichen Wirtschaft haben sich für die 
Einfuhrregelungen Änderungen ergeben, die zum 
größten Teil auf Verordnungen bzw. Richtlinien des 
Rates der EG, zum Teil auch auf Veränderungen der 
wirtschaftlichen Lage beruhen. Unter anderem wurde 
die Genehmigungspflicht für die Einfuhr von Stein- 


kohlenkoks und die Begrenzung der Lieferfrist auf 
neun Monate bei der Einfuhr von Erdgas und ande- 
ren mineralischen Brennstoffen aufgehoben. Auch 
das Genehmigungserfordernis für die Einfuhr von 
4758 Warenpositionen, davon 523 EWG-Marktord- 
nungswaren, aus Staatshandelsländern wurde aufge- 
hoben, weil für diese Waren schon die Einfuhrge- 
nehmigungen ohne mengenmäßige Beschränkungen 
erteilt wurden und eine marktstörende Entwicklung 
dabei nicht festgestellt worden ist. Das deutsche 
Außenwirtschaftsrecht mußte daher entsprechend 
angepaßt werden. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von seinem Aufhebungsrecht keinen 
Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 17. September 1970 


Der Ausschuß für Wirtsdiaft 

Kienbaum Wüster 

Vorsitzender Berichterstatter 
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